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Durchführungsbestimmung 
zur Verordnung 

über die Erhöhung der staatlichen Geburtenbeihilfe 
und die Verlängerung des Wochenurlaubs

vom 13. Juli 1972

Auf Grund des § 7 der Verordnung vom 10. Mai 1972 
über die Erhöhung der staatlichen Geburtenbeihilfe und 
die Verlängerung des Wochenurlaubs (GBl. II Nr. 27
S. 314) wird im Einvernehmen mit den Leitern der 
zuständigen zentralen staatlichen Organe und in Über­
einstimmung mit dem Bundesvorstand des Freien Deut­
schen Gewerkschaftsbundes folgendes bestimmt:

§ 1
Die staatliche Geburtenbeihilfe erhalten diejenigen 

DDR-Staatsbürgerinnen, Ausländerinnen und Staaten­
losen, die ihren ständigen, d. h. zeitlich nicht begrenz­
ten Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik haben.

§ 2
(1) Geburten im Sinne des § 1 Abs. 1 der Verordnung 

sind Entbindungen, die nach den Rechtsvorschriften 
über das Personenstandswesen in das Geburten- oder 
Sterbebuch eingetragen werden müssen. Die Aufnahme 
eines Stief- oder Pflegekindes bzw. die Annahme eines 
Adoptivkindes ist nicht einer Geburt gleichgestellt.

(2) Bei Mehrlingsgeburten rechnet die Entbindung 
der Mutter von jedem Kind als eine Geburt.

§3
Hat eine Schwangere sich innerhalb der ersten 

16 Schwangerschaftswochen in der Schwangerenbera­
tungsstelle vorgestellt und erleidet sie danach einen 
Spontanabort, so erhält sie den Teilbetrag von 100 M 
ausgezahlt. Für die Auszahlung ist eine Bescheinigung 
derjenigen geburtshilflich-gynäkologischen Einrichtung 
bzw. Abteilung vorzulegen, in der die entsprechende 
Behandlung erfolgt ist.

§4
Frauen, die den im § 1 Abs. 2 der Verordnung vor­

geschriebenen Vorstellungen in der Schwangeren- bzw. 
Mütterberatungsstelle in der dafür vorgesehenen Zeit 
nicht nachkommen, haben nur Anspruch auf die ent­
sprechenden Teilbeträge, wenn die Vorstellung infolge 
stationärer Behandlung oder besonderer Umstände nicht 
möglich war.

§5
(1) Verstirbt die Mutter oder das Kind bei der Ge­

burt oder liegt eine Totgeburt vor, so erfolgt die Zah­
lung der gesamten Restsumme der Beihilfe in einem 
Betrage. Zur Veranlassung der Auszahlung sind ne­
ben der amtlichen Bescheinigung des Todesfalles bzw. 
der Geburt und des Todesfalles die Abschnitte 3 a bis d 
der Mütter- und Stillkarte vorzulegen.


